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Einführung: 
Zivilrechtliche UmwelthaftungJ -

Geschichte und Bedeutung für den Umweltschutz2 

So juristisch spektakulär das seit 01.01.1991 geltende Umwelthaftungs-
gesetz3 ist. stellt es doch nur das letzte Glied einer langen Entwicklung dar. 
Zwar ohne den Begriff "Umweltschutz" zu gebrauchen. hatte bereits das 
Reichsgericht mehrere Sachverhalte zu entscheiden. die heute als typische 
Fälle der Umwelthaftung angesehen werden würden. 

Hierbei beruhte das private Umwelthaftungsrecht bis zur Einführung des 
UmwHG durchgängig auf der Annahme, daß die bereits bestehenden zivi/-
rechtlichen Schadensersatz- und Unterlassungsnormen eine ausreichend effek-
tive umweltspezijische Komponente besitzen4 und lediglich punktuell durch 
Haftungsbestimmungen in Umweltgesetzen5 zu ergänzen seien. 

Während vor Geltung des Grundgesetzes der Schwerpunkt der gerichtli-
chen Durchsetzung von Belangen des Umweltschutzes im Zivilrecht lag. trat 
unter dem Einfluß des Grundgesetzes und der Anerkennung des Rechtsinsti-
tuts der öffentlich-rechtlichen Nachbarklage ab den 60er Jahren ein grundle-
gender Wandel der rechtlichen Situation ein6• Motor des Aufbaus des ver-

1 Mit UPR 1989. 1 und H. P. Westermann. ZHR 155 (1991). 226 wird der Begriff der Um-
welthaftung vom schadenstiftenden Ereignis her definiert als Haftung für Verletzungen von 
Individualrechtsgütern. die auf Industrie-Emissionen von Schadstoffen in die Umweltmedien 
Luft. Wasser und Boden zurückzuführen sind. 

2 Zur Geschichte des Umweltrechts: K/oepjer. Umweltrecht. S. 9 f . 
. 1 Im folgenden: UmwHG. 
• Se/mer. Privates Umwelthaftungsrecht und öffentliches Gefahrenabwehrrecht. S. 3 mwN; 

Baumann. JuS 1989.434. 
5 Z.B. BlmSchG v. 15.03.1974. WHG v. 16.10.1976 und AtomG v. 31.10.1976. wobei das 

WHG als ein auf das Umweltmedium Wasser beschränkter Vorläufer einer allgemeinen Um-
welthaftung die größte haftungsrechtliche Bedeutung erlangte. 

6 Marburger. Gutachten. S. C 17; Ger/ach. JZ 1988. 162. 
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waltungsrechtlichen Individualschutzes war hierbei die Entwicklung des bau-
rechtlichen Nachbarschutzes7• 

Nachdem die frühere Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte öffentlich-
rechtliche Nachbarklagen gegen eine Baugenehmigung überwiegend als unzu-
lässig abgewiesen hatten8, erkannte das BVerwG seit BVerwGE 11,95 in 
ständiger Rechtsprechung Nachbarklagen dann als zulässig und begründet an, 
wenn der Kläger sich auf die Verletzung einer drittschützenden Norm berufen 
konnte9• 

Aufgrund der Strukturgleichheit des öffentlich-rechtlichen Drittschutzes im 
Nachbarrecht und im Umweltbereich konnte bei der Entwicklung des verwal-
tungsrechtlichen Individualschutzes gegen Umweltbelastungen dann weitge-
hend10 auf die Erkenntnisse von Rechtsprechung und Lehre zum Baunach-
barrecht zurückgegriffen werden I I. 

Diese zusätzliche Verlagerung des umweltrechtlichen Individualschutzes 
auf das öffentliche Recht trug zur heute verbreiteten Ansicht bei, Umwelt-
schutz sei eine vo"angige Domäne des öffentlichen Rechts l2• 

Die Annahme eines Vorranges des Verwaltungsrechts wird damit begrün-
det, daß dieses mit seinen vielfältigen Instrumenten der Planungl3, des Ord-
nungs-14 und Abgabenrechts sowie der Sanktionsandrohung besser geeignet 

1 FundsteIlen bei Marburger, Gutachten, S. C 16, Fn. 31. 
8 Namentlich des Preußischen OVG, vgI. PrOVGE 2, 351; 38, 359 und 376; 78, 257. 
9 Schutznormtheorie, ständige Rechtsprechung des BVerwG u hM der Literatur, vgI. Kopp, 

VwGO, § 42 Rn. 48-52 mwN. 
10 Der Begriff des Nachbarn mußte im Umweltrecht aufgrund der weiträumigen Einwirkun-

gen und Betroffenheiten allerdings eigenständig definiert werden durch das Merkmal des qualifi-
zierten Betroffenseins, das neben der räumlichen eine sachlich-zeitliche Komponente umfaßt, 
vgI. BVerwG, DVBI 1983, 183; OVG Lüneburg, DVBI 1985, 1322. 

11 Wobei sich im Umweltbereich die drittschützende Qualität einer Norm danach bernißt, ob 
diese dem - drittschützenden - Schutzgrundsatz oder dem - nicht drittschützenden - Vorsorge-
grundsatz dient. Einführung in Abgrenzungsfragen bei Breuer, DVB11986, 854; zur Anwendung 
der Schutznormtheorie im Umweltrecht: Marburger, Gutachten, S. C 51 ff. mwN. 

12 Eine Dominanz des öffentlichen Rechts nehmen beispielsweise an: Kette/er, AnwBl 1992, 
3 mwN bei Fn. 1; Kloepfer, UTR 11 (1990), 36; Schimikowski, Haftung für Umweltrisiken, S. 
13, Rz. 3. 

13 Raumbezogene Gesamtplanung. umweltspezifische und allgemeine Fachplanung; vgI. 
Beispiele bei R. Schmidt. Einführung in das Umweltrecht, S. 11 ff. 

I< Auskunfts-, Anzeige-, Melde- und Sicherungspflichten, präventive und repressive Verbote 
mit Erlaubnis- und Genehmigungsvorbehalten, vgI. Beispiele bei R. Schmidt, Einführung in 
das Umweltrecht, S. 13 ff; zur Zunahme der quantitativen und qualitativen Regelungsdichte im 
Umweltverwaltungsrecht zwischen 1850 und 1988: Schmidt·Salzer, VersR, 1990, 18 ff. 
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sei, das Hauptanliegen des Umweltschutzes, die Schadensprävention, zu 
verwirklichenls. Weiter wird argumentiert, das Privatrecht sei lediglich auf 
den Ausgleich individueller Rechtsbeziehungen beschränkt und könne deshalb 
nicht die Verwirklichung von Allgemeinwohlbelangen wie dem Umwelt-
schutz bewirkenl6• Privatrechtsschutz setze zudem in tatsächlicher Hinsicht 
individualisierbare und nachweisbare Ursache-Wirkungs-Beziehungen voraus. 
Diese Individualisierbarkeit sei aufgrund komplexer, weithin unaufgeklärter 
Vorgänge und räumlicher Globalisierung im Umweltbereich häufig nicht oder 
nur schwer erzielbar, weshalb privatrechtlicher Umweltschutz seiner Natur 
nach Wirkung lediglich bei überschaubaren, kleinräumigen Vorgängen entfal-
ten könnel7• 

Andererseits werden in der Diskussionl8 aber die bestehenden Nachteile 
des öffentlichen Umweltschutzrechts nicht verkannt. Dessen Zulassungsnor-
men wirken zwar präventiv, geben jedoch keine Anreize zur Emissionsminde-
rung, da sie nur die Einhaltung der genehmigten Vorgaben erfordern, deren 
Unterschreitung jedoch nicht belohnenl9• Gerlach20 spricht darüber hinaus 
sogar von einer planmäßigen Gefährlichkeit, da die Zulassung einer Gefahr 
neben dem genehmigten Maß an Emission zwangsläufig auch die Inkaufnah-
me eines Restrisikos einschliesse. Die Zulassungsentscheidung schätze le-
diglich bestimmte Gefahrenursachen generalisierend ein, während die betrof-
fene Umwelt und vor allem die betroffenen Menschen individuell unter-
schiedlich anfällig seien21 • 

Als weitere Mängel des öffentlich-rechtlichen Umweltschutzes werden 
angeführt22, daß die zulassungsentscheidenden technischen Sicherheitsstan-
dards und Grenzwerte lediglich das Ergebnis einer politischen Abwägung 

IS Vgl. etwa Kette/er. AnwBl 1992.3; Ger/ach. JZ 1988, 163; K/oepjer, UTR 11 (1990), 40. 
52; ders., Instrumente. S. 106; Jabornegg. Umweltschutz und Haftpflicht aus österreichischer 
Sicht. S. 557; Widmer. Perspektiven einer Umwelthaftung. S. 591. 

16 K/oepjer, UTR 11 (1990). 51 hält Allgemeinwohlbelange für strukturfremde Elemente im 
Privatrecht; dagegen: Schilcher. Umweltschutz und Haftpflichtrecht. S. 588: auch Privat-
recht anerkennt soziale Überlegungen. wie Miet-. Arbeits- und Konsumentenschutz-
recht (und Wettbewerbsrecht) beweisen. 

17 Breuer. DVBI 1986.852; Ketteler. AnwBl 1992.3; Gerlach. JZ 1988. 167; Kloepjer. NuR 
1990. 337 ff.; weitere Nachteile des Zivilrechts bei Diederichsen. Gutachten. S. L 48-51. 

1. Umfassendes Quellenverzeichnis zur Diskussion um pro u contra einer zivilrechtlichen 
Umweltverantwortung seit H. Westermann (1958) bei Reuter. BB 1991. 145 Fn. 3. 

19 SchimikolVski, Haftung für Umweltrisiken. S. 14, Rz. 3. 
20 Gerlach, JZ 1988. 164. 
21 Vgl. insoweit zu den Werten der TA-Luft BGHZ 92. 143. 152- Kupolofen. 
22 Gerlach. JZ 1988. 164 mwN in Fn. 21. 

2 S.uller 
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